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Stellten sie einen Antrag auf Gewährung ei-
nes Ehestandsdarlehens oder von Kinderbei-
hilfe, mochten sie in einer staatlichen oder
kommunalen Behörde beschäftigt werden,
standen private Jubiläen wie die Goldene
Hochzeit oder das Goldene Doktor-Diplom
an, wurde die Übernahme eines Amtes in ei-
nem Verein in Erwägung gezogen – in all
diesen Fällen hatten sich die „Volksgenossin-
nen“ und „Volksgenossen“ des Dritten Rei-
ches einer „politischen Beurteilung“ zu un-
terziehen. Ebenso erging es Unternehmen, die
sich um kommunale Aufträge bewarben oder
sich als „NS-Musterbetrieb“ profilieren woll-
ten, oder auch nur jenen Gemüse- und Obst-
händlern, die eine Standerlaubnis auf dem
Göttinger Wochenmarkt beantragten. Die Pra-
xis politischer Beurteilung im NS-Regime und
die gesellschaftliche Dynamik, die diese aus-
löste, untersucht Kerstin Thieler am Beispiel
der Universitätsstadt Göttingen.

Konzentriert auf den städtischen Raum ge-
lingt es ihr, die Bedeutung dieses Herrschafts-
instruments für die Stabilisierung des NS-
Regimes herauszuarbeiten und zugleich auf
einen bislang unterschätzten Mobilisierungs-
faktor aufmerksam zu machen. Denn die po-
litische Beurteilung erlaubte es den national-
sozialistischen Machthabern nicht nur, gleich-
sam krakenhaft in immer weitere gesellschaft-
liche Bereiche vorzudringen und nationalso-
zialistische Verhaltensnormen zu etablieren,
sondern erzeugte stete Unsicherheit, die, wie
Thieler argumentiert, ebenso mobilisierend
wie radikalisierend wirkte. Diese Unsicher-
heit identifiziert die Autorin auf Seiten derer,
die in das Visier der nationalsozialistischen
Beurteilungsinstanzen gerieten, denn seines
Status in der „Volksgemeinschaft“ konnte sich
niemand sicher sein, nicht einmal alte Par-
teigenossen. Zuverlässigkeit musste immer
wieder neu bewiesen, dem nationalsozialisti-
schen Regime musste immer wieder neu per-

formativ Achtung gezeigt werden, um dem
Verdacht der Illoyalität und Opposition zu
entgehen. Dabei waren die Verhaltensanfor-
derungen keineswegs klar definiert, sondern
abhängig von der Einschätzung der jeweils
vor Ort agierenden Nationalsozialisten. Wie
individuelles Verhalten beurteilt wurde, war
mithin niemals sicher. Auf der anderen Seite
aber taten sich auch die Beurteilenden schwer
damit, die Vielschichtigkeit von Verhaltens-
weisen ihrer „Volksgenossinnen“ und „Volks-
genossen“ einzuschätzen. Spendete ein Un-
ternehmer etwa großzügig dem Winterhilfs-
werk, weil er die ideologischen Grundsätze
des Regimes teilte, oder tat er dies aus reinem
Eigeninteresse, darum wissend, dass sich so
Loyalität demonstrieren ließ? Mit der Schwie-
rigkeit, die Motivation individuellen Verhal-
tens im NS-Regime zu beurteilen, waren mit-
hin bereits die mit der Beurteilung betrauten
Nationalsozialisten konfrontiert, nicht erst die
heutigen Historikerinnen und Historiker.

Die Nationalsozialisten in den Kreislei-
tungen, denen seit Juni 1935 die exklusi-
ve Ausstellungskompetenz politischer Gut-
achten zukam, genauso wie jene in Blöcken
und Ortsgruppen, die das Material dafür
zu liefern hatten, reagierten auf diese Viel-
schichtigkeit individuellen Verhaltens mit ei-
ner „Mixtur aus Überforderung und Will-
kür“ (S. 14). Woran aber ließ sich systemloya-
les Verhalten ablesen? Der nationalsozialisti-
sche Beurteilungsapparat behalf sich zum ei-
nen mit quantifizierbaren Kriterien wie Spen-
denbereitschaft, Besuch von Parteiveranstal-
tungen und gegenwärtigen bzw. vergange-
nen Mitgliedschaften in NSDAP und NS-
Organisationen bzw. solchen in Vereinen und
Verbänden, die als oppositionell galten; zum
anderen kamen Kriterien zum Tragen wie fa-
miliärer Leumund, „Lebensführung und Cha-
rakter“, geordnete wirtschaftliche Verhältnis-
se und „soziale Hilfsbedürftigkeit“. Deren Be-
urteilung orientierte sich zwar an nationalso-
zialistischen Normenkatalogen, die durch die
NSDAP-Reichsleitung bekräftigt wurden und
bürgerlichen Tugendvorstellungen ähnelten,
dennoch bot sie genügend Spielraum für sub-
jektive Wertungen.

Sicherlich erzeugte dies auf Seiten derer,
die der Beurteilungsmaschinerie ausgesetzt
waren bzw. diese auch nur fürchten muss-
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ten, selbstmobilisierende Effekte und diente
dem Regime der Sozialkontrolle, wie Thie-
ler betont. Zugleich wäre aber zu fragen, ob
die fortwährende Unsicherheit und Willkür,
die den Alltag im Nationalsozialismus prägte,
nicht auch zu Distanzierung und eben jener
Zweideutigkeit des Handelns führten, die die
NS-Beurteiler gerade beklagten. Aus dieser
Perspektive hatte die Beurteilungspraxis des
Regimes auch Effekte, die das Herrschaftssys-
tem unterminierten. Dieser Frage geht Kerstin
Thieler indes nicht nach, genauso wenig wie
sie individuellen Anpassungsanstrengungen
auf den Grund gehen kann. Diese Grenzen
setzt die Quellengattung der politischen Be-
urteilungen, auf deren Auswertung die Ar-
beit konzentriert ist. Lediglich an wenigen
Stellen werden die kommunikativen Prozes-
se greifbar, die mit der politischen Beurtei-
lung verbunden waren und welche die theo-
retischen Vorannahmen, auf denen die Ar-
beit aufbaut, erst empirisch zu stützen vermö-
gen. Dafür aber sind andere Quellengruppen
heranzuziehen, wie besonders das eindrucks-
volle Beispiel des Göttinger Historikers Percy
Ernst Schramm verdeutlicht, an dessen An-
passungsbereitschaft die NS-Kreisleitung bis
zuletzt zweifelte.

Mit der Fokussierung auf die Quellengat-
tung der politischen Beurteilung gelingt Thie-
ler in erster Linie ein Beitrag zur Herrschafts-
praxis lokaler Parteiinstanzen. Überzeugend
weist sie die zunehmende Bürokratisierung
der Parteiarbeit nach, die die lokalen Funk-
tionäre oftmals überforderte, belegt die Ver-
flechtung von NSDAP und kommunaler Ver-
waltung und unterstreicht die Bedeutung der
Partei als „Agentur der ‚Volksgemeinschaft‘“
(Armin Nolzen) im lokalen Raum. Sie zeigt
außerdem, dass bestimmte Bevölkerungskrei-
se ins Visier der Machthaber gerieten, wie be-
sonders die Beamtenschaft und die Wissen-
schaftler an der Universität, die an Schlüssel-
stellen des NS-Staats saßen und deren politi-
sche Loyalität in den provisorischen Amtsstu-
ben der Parteiprüfer generell in Zweifel ge-
zogen wurde. Von der nationalsozialistischen
Sozialkontrolle waren außerdem die weniger
vermögenden Teile der Bevölkerung über die
Maßen betroffen, waren sie doch auf sozia-
le Transferleistungen angewiesen und konn-
ten sich so der Überprüfung nicht entziehen.

Doch obwohl die Arbeit die Rolle der klei-
nen Parteifunktionäre in Blöcken, Ortsgrup-
pen und Kreisleitungen betont, erhält die-
se Gruppe wenig Kontur. Allein der Göt-
tinger Kreisleiter Thomas Gengler wird bio-
graphisch greifbar, während das Sozialprofil
der übrigen lokalen Funktionäre im Dunklen
bleibt. Dass Sozialneid eine wichtige Rolle bei
den in den politischen Beurteilungen zutage
tretenden Reserven gegenüber dem gehobe-
nen Bildungsbürgertum an den Universitäten
gespielt habe, bleibt mithin Mutmaßung der
Autorin.

Hier offenbart sich ein allgemeines Pro-
blem der Arbeit, das nicht allein der Kon-
zentration auf die Quellengattung der politi-
schen Beurteilungen geschuldet ist. Die Auto-
rin hat sich entschlossen, zunächst auf annä-
hernd 200 Seiten die allgemeinen Bedingun-
gen der nationalsozialistischen Beurteilungs-
praxis zu beschreiben: die Entwicklung der
NSDAP in Göttingen, die Position der Kreis-
leitung im Herrschaftsapparat, nationalsozia-
listische Verhaltensanforderungen an die Be-
völkerung. Basierend auf Forschungsarbeiten
wird so vieles von dem abgehandelt, was die
darauf folgende Quellenanalyse letztlich leis-
ten möchte. Die Argumentation geht dabei
aber auch bisweilen über das hinaus, was em-
pirisch gezeigt werden kann. Zudem führt
diese Anlage der Arbeit zu einer Vielzahl von
Doppelungen und manch changierenden In-
terpretationen (z.B. in der Einschätzung des
Spendens, S. 186 und 220).

Nichtsdestoweniger hat Kerstin Thieler ei-
ne gewichtige Arbeit vorgelegt, die die feinen
Mechanismen nationalsozialistischer Herr-
schaft in einer Stadt plastisch macht und am
konkreten Beispiel die Vergesellschaftungs-
prozesse belegt, die die Zukunftsutopie der
„Volksgemeinschaft“ auslöste. An sie können
weitere Forschungen anknüpfen, um die Be-
dingungen alltäglichen Lebens im nationalso-
zialistischen Deutschland weiter zu erhellen.
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